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Verteilung des Haushaltsnettoeinkommens  

in Deutschland 2012 

7 Mio. Haushalte unter 1.300 Euro 

unter 1.300 € 
7,0 Mio. 

19% 

1.300 bis 2.600 € 
11,5 Mio. 

31% 

2.600 bis 3.600 € 
6,9 Mio. 

19% 

3.600 bis 5.000 € 
5,9 Mio. 

16% 

5.000 bis 18.000 € 
5,6 Mio. 

15% 

2 Quelle: Destatis, Fachserie 15 Reihe 1, Wirtschaftsrechnungen, Mai 2014 

Zahl der Haushalte  

mit einem monatlichen  

Haushaltsnettoeinkommen 

von … bis unter … € 
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Entwicklung des Bestandes an gebundenen 

Mietwohnungen - bundesweit 2002 - 2014 

1.853.681 WE

2.470.605 WE

1.475.234 WE

2002 

2008 

2013 

2013: rund 61 % bei GdW-Unternehmen 

Quelle: BMUB, GdW 3 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Wanderungsstatistik; bis 1990 nur früheres Bundesgebiet; 

 2015/ 2016 eigene Schätzung 

in 1.000 Personen 

2014: Zuwanderungssaldo  
von 550.000 Personen 
2015: Plus von 850.000 Personen möglich 

Trendwende bei 
Zuwanderung ab 

2010  

4 
4 

? 

? 2016: 650.000 

? 
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Baufertigstellungen der letzten Jahre  

im Vergleich zu Wohnungsmarktprognosen 

2
5

.4
1

0
 

2
4

.6
7

9
 

2
5

.1
4

4
 

2
7

.3
2

9
 

3
2

.9
1

8
 

3
7

.1
8

6
 

4
3

.2
7

5
 

0

10.000

20.000

30.000

40.000

50.000

60.000

70.000

80.000

90.000

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

14 größte Städte Deutschlands 

5 

57.150 

84.000 

BBSR- 

Prognose 

(insg.  

272.000 WE) 

PESTEL- 

Prognose 

(insg. 

400.000 WE) 

Wohnungen 

Tatsächliche 

Baufertig- 

stellungen 



GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-  

und Immobilienunternehmen e.V. 

Wohnungsbau der Jahre 2011 bis 2015 sowie  

möglicher Wohnungsbau der Jahre 2016 bis 2025  
zur Abdeckung des aktuellen Bedarfes und zum Abbau  

des Wohnungsdefizits 

6 
Quelle: Modellrechnungen zu den langfristigen Kosten und Einsparungen  

eines Neustarts des sozialen Wohnungsbaus sowie die Einschätzung  

des aktuellen und mittelfristigen Wohnungsbedarfs, Pestel-Institut, 2015 

Zusätzlicher Mietwohnungsbau: 140.000 WE, 

darunter 80.000 WE als sozialer Mietwohnungsbau 

und 60.000 WE im bezahlbaren Mietwohnungssegment 
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Leerstandsquoten nach Bundesländern 2014 
bei den vom GdW vertretenen Unternehmen,  

sowie absolute Zahl der eigenen leer stehenden Wohnungen 

11,8 %

9,4 %

8,2 %

8,1 %

6,7 %

5,0 %

3,0 %

2,6 %

2,3 %

2,2 %

2,1 %

2,0 %

2,0 %

1,7 %

1,4 %

0,9 %

2,3 %

9,1 %

0,0 % 2,0 % 4,0 % 6,0 % 8,0 % 10,0 % 12,0 % 14,0 %

Sachsen-Anhalt

Sachsen
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Thüringen

Mecklenburg-Vorpommern
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Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Schleswig-Holstein

Bayern

Baden-Württemberg

Niedersachsen

Berlin

Hessen

Bremen

Hamburg

Alte Länder

Neue Länder (ohne Berlin)

Quelle: GdW Jahresstatistik;  zu den leer stehenden eigenen Wohnungen addieren sich bundesweit  

14.107 für Dritte verwaltete Wohnungen, die ebenfalls leer stehen.  
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(4.906 WE) 

(2.418 WE) 

(10.913 WE) 

(2.726 WE) 

(2.544 WE) 

(31.339 WE) 

(1.056 WE) 

(16.483 WE) 

(21.153 WE) 

(25.363 WE) 

(53.090 WE) 

(39.517 WE) 

(11.505 WE) 

(5.682 WE) 

(9.209 WE) 

(1.339 WE) 

(72.132 WE) 

(155.606 WE) 
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Auszug aus der Liste der „jungen Schwarmstädte“ 

in Deutschland 

8 

KWR: Kohorten-

wachstumsrate als 

Index, 2008 = 100 

… 

Quelle: empirica AG – „Schwarmstädte in Deutschland Ursachen und  

Nachhaltigkeit der neuen Wanderungsmuster in Deutschland“ 
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Auswirkungen der Mietpreisbremse – 

Schwarmstädte in Deutschland 

• Die Politik sollte das Schwarmverhalten nicht zusätzlich fördern. Dies aber 

tut sie, wenn sie den ausblutenden Regionen ihr vielleicht wichtigstes 

Argument nimmt: niedrigere Lebenshaltungskosten als in den Schwarm-

städten.  

• Die jüngst eingeführte Mietpreisbremse hat genau diese adverse Wirkung. 

Sie soll dafür sorgen, dass die Mietpreise in den Schwarmstädten mit 

angespanntem Wohnungsmarkt nicht weiter steigen bzw. sogar sinken, 

wenn vormals längere Zeit vermietete Wohnungen nun wiederum zum 

ursprünglichen Mietpreis vermietet werden müssen. Zur Abschwächung der 

Wirkung dieses Höchstpreises auf das Wohnungsangebot hat die Politik 

zwar die neuerrichteten Wohnungen von der Mietpreisbremse 

ausgenommen. Die Mietpreisbremse hat aber selbstverständlich auch eine 

Wirkung auf die Wohnungsnachfrage. Die künstlich niedrig gehaltenen 

Preise erhöhen die Nachfrage nach Wohnungen zusätzlich. Diese politisch 

induzierte zusätzliche Wohnungsnachfrage stammt aber wiederum aus den 

schrumpfenden Regionen.  

9 

Quelle: empirica AG – „Schwarmstädte in Deutschland Ursachen und  

Nachhaltigkeit der neuen Wanderungsmuster in Deutschland“ 
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Forderungen der Wohnungswirtschaft 

• Eine Erhöhung der linearen Abschreibungssätze im Neubau auf mindestens 

drei Prozent. In engen Wohnungsmärkten Erhöhung der linearen 

Abschreibungssätze im Neubau auf 4 % bzw. eine Zuschussvariante. 

• Wiedereinführung des § 7k Einkommensteuergesetz oder einer 

gleichwertigen Investitionszulagenregelung für den Neubau. 

• Weiterführung und Zweckbindung der Bundesmittel für die soziale 

Wohnraumförderung auf mindestens doppeltem Niveau über das Jahr 2019 

hinaus. 

• Wiedereinführung einer eigenständigen Kompetenz des Bundes für die 

Vergabe von Wohnraumfördermitteln.  

• Absenkung der Steuersätze bei der Grunderwerbsteuer, zumindest in 

Wachstumsregionen. 

10 
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Forderungen der Wohnungswirtschaft 

• Bauleitplanungen müssen ebenso wie die Baugenehmigungsverfahren deutlich 

beschleunigt werden. 

• Kommunale Bauämter personell deutlich besser ausgestalten. Im Zweifel muss das Land 

bzw. der Bund die Verfahren an sich ziehen.  

• „Typengenehmigungen“ würden die Prozessdauer verkürzen.  

• Serielle Bauweise muss neu eingeführt werden. 

• Wohnungsversorgung in den Städten und Gemeinden zur Chefsache erklären.  

Kommunalen Wohnungsbaukoordinator benennen, den die Ländern mitfinanzieren.  

• In einigen Fällen wird es notwendig sein, auch über Neubauvorhaben im Außenbereich 

nachzudenken und den grundsätzlichen Vorrang der Innenentwicklung neu zu bewerten.  

• Zusätzliche Landesregelungen, die den Wohnungsbau verteuern, müssen sofort gestoppt 

werden. 

11 
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Forderungen der Wohnungswirtschaft 

• Vorübergehende Aussetzung des zweiten Teils der EnEV 2016.  

• Bereitstellung von Brachen oder sonstigen Bauflächen (Baulandmobilisierung)  

im innerstädtischen Bereich.  

• Bei der Entwicklung liegenschaftspolitischer Strategien für die Schaffung von 

bezahlbarem Wohnraum sind alle relevanten lokalen Verbände und 

Wohnungsmarktakteure mit einzubeziehen.  

• Baulandvergabe: Schaffung transparenter Bewertungskriterien als zwingende 

Voraussetzung für eine stärkere Nutzung von Konzeptvergaben. 

• Die BauNVO sollte den heutigen Ansprüchen gegenüber überarbeitet werden. So  

sollte die Nachverdichtung und Obergrenze für das Maß der baulichen Nutzung in  

§ 17 BauNVO aufgehoben werden, um somit die Hemmnisse für die Aufstockung  

von Wohngebäuden zu beseitigen.  

• Das Normungswesen ist einer grundsätzlichen Revision zu unterziehen, wobei 

insbesondere Kostenaspekte stärker berücksichtigt werden müssen.  

• Ermächtigung der Genehmigungsbehörden, eine Abweichung von 10 % bei starren 

Vorgaben (z. B. Lärmschutz) zu tolerieren. 

• Die Stellplatzverordnung muss flexibler und zeitgemäßer gehandhabt werden. 
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Wohnungspakt Bayern 
28.000 neue Mietwohnungen bis 2019 - rund 2,6 Milliarden Euro für 

staatliches Sofortprogramm, kommunales Förderprogramm und 

allgemeine Wohnungsbauförderung 
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Staatliches 

Sofortprogramm  
für anerkannte Flüchtlinge 

 

Staat plant und baut 

 

 

Wohnplätze für ca. 3.300 Personen. 

Wohnungen für Familien mit 45 m2, 

Wohnheimplätze mit 15 m2. 

 

 

Mittelbedarf 2016: 70 Mio. € 

 

 

 

 

Kommunales 

Förderprogramm 
für anerkannte Flüchtlinge 

 

Gemeinden und Kirchen  

planen und bauen 

 

Mind. 1.500 Mietwohnungen pro 

Jahr mit durchschnittlich 65 m2 

Wohnfläche 

 

 

Mittelbedarf 2016 – 2019:  

600 Mio. € 

 

 

Staatliche 

Wohnungsbauförderung 
für alle 

 

Investoren planen und bauen 

 

 

2.500 neue Mietwohnungen in 

2016. Jährliche Steigerung um  

500 Wohnungen auf 4.000 

Mietwohnungen im Jahr 2019 

 

Gesamtfördermittel 2016 – 2019: 

1,9 Mrd. € 

 

 

 

 
Degressive Abschreibung 

 

 Bauland mobilisieren 

 

 

Wohnungspakt Bayern 
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Das Kieler Modell: aus 3 wird 1 

 

Erstaufnahme –  

6 qm Individualfläche –  

2 qm Gemeinschaftsfläche –  

2 qm Verwaltung  

Flüchtlingswohnen –  

als Gruppenwohnen gespiegelt - 

gemeinsame Erschließung in der 

Mitte - mit Gemeinschaftsangeboten  

im räumlichen Zentrum  

Sozialer Wohnungsbau –  

in der langfristigen Nutzung - 

Studentenwohnen 

Familienwohnen - Altenwohnen  

14 
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Systembauweise für Flüchtlinge 

Im Wolfer, Stuttgart-Plieningen 

Wagrainstraße, Stuttgart-Münster  
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